
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1922

30.10.1922 (No. 253)



-L2S3 Montag , den 30 . Oktober 1922 195 . Jahrgang

Expedition:
Karlsriedrich-
StraßeNr .14
Fernsprecher:

Rr. 953
und 964

PostschecNonto
Karlsruhe
Rr. 3616 .

KarlsruherZeituna
Badischer Staatsanzeiger

Verantwortlich
sür den

redaktionellen
Teil

und den
Staatsan-eiger :
Cheftedakteur
C . Amend ,

Karlsruhe .

veiuasprei « : I » Karlsruhe und auswärts frei ins Hau» geliefert für Okwber 218 Jt — Einzelnummer 7 — » nzeigengebührr 7 ^s für 1 mm Höhe und «in Siebentel Brette. Briefe undGelder frei. Bei Wiederholungen tariffestcr Rabatt , der als Kassenrabatt gktt und verweigert werden kmm. wen» nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung «rfolgt. Amtlich« Anzeiaea find direktan dt« Geschiiftsfirlle der Karlsruher Zeitung, Badischer Staatsanzeiger , Karl -Friedrichstw 14 zu senden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de» Innern berechnet . Bei Klageerhebung , zwangsweiser Beitreibuu»und Konkrirsoersahren fällt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhes — Im Kall« »an höherer Gewalt, Streik, Sperre, Aussperrung, Maschinenbruch » Betriebsstörung im eigenen Betrübe oder in denen unserer Lieferantenhat der Inserent kein« Ansprüche ^ fall» die Zeitung verspätet, in beschränk» », Umfange oder nicht erscheint. — Für telephonische Abbestellung »on Anzeigen wird kein« Gewähr übernommen, llnverlangte Drucksachen uichManustripte werden nicht zurückgegebra und es wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcherVergütung übernommen.

Anitlicber Teil .
Die Lage des Arbeitsmsrktes.

* * Die Lage neigt gegenüber der Vorwoche etwas zur Ver¬
schlechterung .

Die Nachfrage nach Berufsschweizern und landwirt¬
schaftlichen Arbeitern hielt weiterhin noch an ; nach land¬
wirtschaftlichen Hilfskräften zur Einbringung der Hackfrucht -
ernte bestand z. T . sogar vermehrter Beoarf .

In Ser Eisenindustrie ist es etwas ruhiger gelvor-
den, vereinzelt haben Entlassungen jüngerer Maschinenschlosser
stattgefunden . Die Uhrcnrndustrie blieb zwar noch gut beschäf¬
tigt, doch nahm die Zahl der Einstellungen etwas ab. Obwohl,
im allgemeinen betrachtet, noch Nachfrage nach Spezialarbeitern
besteht , mutz oie Lage im ganzen als etwas gedrückt augespro-
chen werden.

In der Textilindustrie ist neuerdings Bedarf an
Baumwollweberinnen zu beobachten , während Seidenstoffwe -
berinnen schon seit langem gesucht sind.

In der Papierindustrie bot sich an einem Platze in
ziemlichem Umfange Beschäftigungsmöglichkeit für Kartonnage -
arbeiterinnen , während andererorts über Materialmangel in
dieser Branche geklagt wird .

Die Lage im Schni hstoffgew erbe , wie auch im
Bekleidungsgewerbe , innerhalb deren sich Angebot
und Nachfrage einigermaßen die Wage hielten WS * ziemlich
unverändert .

Im Nahrungsmittelgewerbe ist eine Verschlechte¬
rung eingetreten ; ein« Schokoladenfabrik hat infolge Auftrags ?
mangels ihre Arbeitszeit verkürzt, wovon 130 Frauen betrof¬
fen wurden .

In der Zigarrenfabrikation machte sich weiterhin
Arbeitsmangel bemerkbar, so daß in größerem Umfange mit
Verkürzung gearbeitet werden mutzte.

Im Bau ge werbe ist im großen un» gmrzen die Lage
noch gut , im Handel ist sie ruhig geblieben .

G Der Darteitag der Deutscd--
nationalen .

Der Politik der Deutschnationalen Volkspattei ist auf
dem Parteitag , der Ende der vergangenen Woche in Görlitz
stattfand , vor allem durch eine Rede des Parteivorsitzenden
H e r g t festgelegt worden . Danach will die Partei von
jetzt ab ihre Tätigkeit aus dem Reichstag hin¬
aus ins Volk verlegen , weil es der Partei im
Reichstags doch nicht gelingen könne, ihren politischen For¬
derungen zum Siege zu verhelfen . Die Grundlage jener
Tätigkeit soll die m o n a r ch i st i s ch e und die deutsch -
völkischePropaganda sein . Hergt hat, was diesen
Punkt betrifft , wörtlich erklärt : „Wenn man will , datz die
Deutschnationale Volkspartei die monarchische und die
deutschvölkische Propaganda einstelle , so lautet die Antwort
des Parteitages : Nun erst recht ! "

. Gerade diese pro¬
grammatischen Erklärungen Hergts sind vom Parteitag
und den TriDünenbesuchern mit stürmischen Beifallskund¬
gebungen begrüßt worden .

Was hinter dieser Tätigkeit , die jetzt hinaus ins Volk
verlegt werden soll, zu verstehen ist , kann man sich nach
den Ereignissen der letzten Zeit wohl denken. Die P r o -
pagandader Hetze wird , soweit dies überhaupt noch
möglich ist, einen noch gefährli che renGrad errei¬
chen, und unser Vaterland wird in noch schwereres n-
nerpolitischeWirren gestürzt werden . Wenn
die Deutschnationalen für ihre Hetzpropaganda und für
ihre destruktive Politik den nötigen Rückhalt in güvissen
Kreisen des Volkes finden , und wenn sich die übrigen
Parteien dieses Tun und Treiben gefallen lassen!

Bei alledem haben die Deutschnationalen aber die Hoff¬
nung auf Schaff ungeines bürgerlichen Ge¬
sa m t b l o ck e s , d. h . eines Blockes, in dem dann die
Deutschnationalen selber die Maßgebenden wären , nicht
cmfgegeben. Am zweiten Verhandlungstag wurde gegen
eine kleine Minderheit ein Antrag angenommen , in dem
der Zusammenfchlutz alltzr bürgerlichen
Parteienals geboten bezeichnet wird , und in wel¬
chem sich die Deutschnationale Volkspartei von vornherein
bereit erklärt, mit den anderen bürgerlichen Parteien auf
dem Boden der Verfassung zusammenzuarbeiten . Aller¬
dings , heißt es zum Schluß dieses Antrages , lasse sich die
Partei das Recht, auf dieser Basis für die Wieder¬
herstellung der Monarchie zu wirken , nicht
nehmen . In gutes , ehrliches Deutsch übersetzt , heißt das
also, daß die Deutschnationalen mit den andern bürger¬
lichen Parteien auf dem sogenannten Boden der Verfassung
nur deshalb Zusammenarbeiten wollen , um diesenBo -
d e n g r ü n d l i ch st z n n v t e r h ö h l e n und den al¬

ten Staat wieder herzu st eilen . Das ist aller¬
dings reichlich naiv gedacht . Aber vielleicht meinen die
Führer der Partei , daß die andern bürgerlichen Parteien
gerade auf diese herzerfrischendeNaivität hereinfallen wer¬
den.

Eine Koalition oder ein Zusammenarbeiten mit den
Sozialdemokraten ist von dem Parteitag rundweg
abgelehnt und als unmöglich hingestellt worden . Allerdings
hat man dabei immer mit einer gewissen Betonung von
der m a r x i st i s ch e n Sozialdemokratie gesprochen . Ob
man mit einer Sozialdemokratie , auf deren Politik das
Schlagwort des Marxismus nach deutschnationaler Auf¬
fassung nicht zuträfe , Zusammenarbeiten würde, das ist also
wohl eine Frage , die noch offen bleiben soll.

In der Rede Hergts werden ferner folgende Forderun¬
gen ausgestellt : Produktive Finanzpolitik im Innern , Auf¬
gabe der Erfüllungspolitik nach außen und entschiedene
Produktionspolitik , Rücktritt der Reichsregierung , falls sie
die Souverän tät Deutschlands antasten lasse , Aufrechter¬
haltung von Recht und Ordnung , Förderung einer groß¬
zügigen Familien - und Fürsorgepolitik unter Berücksichti¬
gung der Tatsache, daß heutedieJugendlichenam
w e n i g st e n N o t l e i d e n.

Nun , wir meinen , daß sich über die meisten dieser Forde¬
rungen Wohl reden ließe . Sie sind ja aber auch keines¬
wegs Original -Forderungen der Deutschnationalen Volks¬
partei allein , sondern entsprechen in ihrer allerdings recht
allgemein gehaltenen Fassung dem, was heute ein j e d e r
vernünftigePolitikerfordert . Was die Stel¬
lung der Deutschnationalen Volkspartei zur Reichsregie¬
rung anlangt , so wird die Reichsregierung sicherlich die
letzte sein, die sich eine Verletzung der Souveränität gefal¬
len läßt . Ganz etwas anderes aber ist die Sonderfrage ,
wie weit die Finanzkontrolle dnrch die Entente zu gehen
hätte , wenn die Entente wirklichunsingroßzügi -
gerundgerechterWeiseaufdieBeinehilft .

Mit besonderem Nachdruck möchten wir unsererseits die
Forderung des Herrn Hergt nach unbedingter Auf¬
rechterhaltung von Recht und Ordnung un¬
terstreichen. Doch glauben wir, daß die genaue Befolgung
dieses Wunsches logischer Weise nur dazu führen müßte ,
daß in Zukunst gegen die rechtsradikale Hetz -
und Mordpropaganda und gegen die reak¬
tionäre Agitation in einzelnen Behörden
noch viel schärfer vorgegangen wird , als
bisher . Wenn also Herr Hergt seineMyrmidonen jetzt
vom Parlament auf die Straße führen will und dadurch
die Ruhe und Ordnung zerstört und die Gesetze Übertritt ,
so wird er weiter nicht verwundest sein, wenn man die
Übeltäter gerade unter Hinweis auf seine eigene
Forderung ganz energisch anpackt .

Was die Beziehungen zur Deutschen Volkspartei
betrifft , so hat man auf dem Deutschnationalen Parteitag
offen zugegeben , daß diese Pastei , nachdem sie sich zu der
Warmarer Verfassung bekannt habe, für eine engere Bun¬
desgenossenschaft mit der Deutschnationalen Volkspastei
nicht mehr in Betracht kommen könne. Die Deutsche Volks¬
partei düste überhaupt nicht mehr als eine Pastei der
Rechten angesprochen werden . Von der Arbeitsge¬
meinschafthat einer der prominenten Redner des Par¬
teitags angenommen , daß diese im Stillen ja doch auf eine
Art Mitarbeit der Deutschnationalen hoffe. Wir glauben ,
daß der Redner sich hier gründlich täuschen wird .

Über die Auseinandersetzung mit dem deutschvölki¬
schen Flügel liegen bis heute Mittag einwandsfteie
Meldungen noch nicht vor . - Wie es scheint , hat der Partei¬
tag in der mehr pestönlichen Affäre der beiden Abgeord¬
neten Graefe und Wulle das Verhalten dieser beiden Her¬
ren gemißbilligt . Ferner ist eine Resolution angenommen
worden , die es den Deutschvölkischen unmögich macht,
eine eigene Partei mit eigener parlamentastscher
Vestretung innerhalb der Deutschnatiäpalen Volkspastei zu
bilden ; doch sollen deutschvölkische Ausschüsse beim
Patteiausschuß und bei den Landesverbänden zulässig sein .
Im übrigen bedeutet ja gerade der Parteitag praktisch ein
unentwegtes Bekenntnis für deutschvölkische Politik . Ist
die Ge samt pastei aber in sich deutschvölkisch , so ist
allerdings die Bildung einer besonderen deutschvölkischen
Pastei übestlüssig .

In einer Resolutton des Pasteitags ist bas Wort „Sie¬
gerstaaten " durch das Wort „Feindbund "

ersetzt worden ,
nachdem Herr Hergt erklärt hatte, die Entente sei nicht
Sieger , wir seien gar nicht besiegt. Nun , Herr Hergt mag
ja die innerpolittsche Entwicklung unseres Vaterlandes
recht genau verfolgt haben, die welthistostsche Entwicklung
init ihren Tatsachen hat er aber offenbar verschlafen.

Mie lange noch?
Unter dieser Überschrift macht der „Badische Beobachter -

in Nr . 244 . vom 23 . Oktober folgende bemerkenswerte Ausfüh¬rungen :
Im Reichstag machte Präsident Loebe bekannt, datz in letz¬ter Zeit die Schutzmatznahmen für den Reichskanzler i«Reichstag verstärkt werden mutzten. Anlaß zu dieser Mit¬

teilung gab ihm die Beschimpfung, die dem Reichskanzler Dr .Wirth während seiner Rede zugerufen wurde . Einer der
Reichstagsabgeordneten schrie nämlich: „Sie Hetzapostel !"Der es rief , war kein Kommunist, sondern der deutschnatis-nale Slbgeordnete Koch von Düffeldorf, wie ja die Deutschncv-tionalen heute vielfach die Müren der radikalsten Radau¬
macher angenommen haben. Aus der Mitteilung des Reich» ,
tagspräsidenten ergibt sich, datz sich schon lange die Notwendig¬keit ergeben hat , sogar im Reichstag Schutzmaßnahmen fürdas Leben des Reichskanzlers zu treffen . In den letzten Ta¬
gen hat sich ergeben , datz ein Komplott bestcht zur Ermord«»,des ReickManzlers . Ein junger Bursche, der an der Sache be¬
teiligt war . bekam nämlich Ge»vissensbisse , machte Verwandtenvon dem Plan Mitteilung und diese erstatteten Anzeige, wor-
auf der junge Mann festgenommen wurde.

So weit ist es in Deutschland gekommen , datz andauernd
Lausbubenkomplotte gebildet und Anschläge auf das Lebe»
führender Politiker geplant oder gemachtwerden . Dem Deut¬
schen an sich liegen solche Mordpläne nicht . Politischer Mord
ist eigentlich Einfuhrartikel aus dem slovischen Osten und mankönnte daher an slavisch-deutsche Rasscnmrschung denken , wenn
heute solche Erscheinungen in unserem deutschen Volksleben
auftreten . Speziell hat die deutsche Jugend den Meuchelmordin der Geschichte stets verabscheut. Aber es liegt nicht an der
Raffe . Man darf nicht vergessen , daß unssre deutsche Jugend
heute zum Teil degenerier» und sittlich verwcchrlost ist. Es ist
z . B . schon vor dem Krieg bekannt gewesen , daß auf Schulen,insbesondere in gewissen norddeutschen Städten , Geschlechts ,
krankheiten nichts Seltenes waren , datz solche Schüler , die
nicht in Fragen des geschlechtlichen Verkehrs lax waren , von
ihren Mitschülern verspottet wurden , wie z. B . Popert in sei¬nem Roman „Harringa " schildert . Diese Degeneration»«»»
scheinungen machen sich auch auf anderen Gebieten geltendund nicht umsonst war in den Rathenaumordprozetz eine An»
zahl Schüler höherer Schulen als sehr aktive Verbreche untz
Verbrechensgenossen verwickelt . Es handelt sich also nicht unr
RassenMischung , sondern um die sittliche Verwahrlosung in.einem Teil der Jugend .

Datz in einer so gearteten Jugend die politische Not un¬
serer Zeit eigenartige Wirkungen hervorbringt, ist nicht Mverwundern . Die moralische Festigkeit um Willenskraft , urchin zähem Ringen unsere Lage zu bessern und einstweilen, toenrf
nötig, zu darben , und in sich selbst den sittlichen Charakter zufestigen, fehlt ihr . Einfacher dünkt ihr, zur Mordwaffe zugreisen und die Persönlichkeiten, von denen alle deutschnatü»-ualen Blätter behaupten , Latz sie Schädlinge des Reichs seien,
wegzuschaffen. Das empfiehlt sich für eine sittlich verwahr,
loste Jugend umsomehr , als man aus diesem Weg leicht zuGeld kommen kann, wie der Rathenauprozetz beweist . Sc»
wirkt der sittliche Niedergang, als Folge eines materialistisch
eingestellten Zeitalters auf den degenerierten Teil der deutschen
Jugend . Die Wände hinter Lenen diese Jugend im Geheimenarbeitet , werden leider von rechtsradikalen Blättern bereit¬
gestellt. Als auf dem Parteitag des badischen . Zentrum - Fi¬
nanzminister Köhler davon sprach, datz das Leben des Reichs¬
kanzlers Wirth bedroht fei, da wagte ein deutschnotional« ?Mitarbeiter der „Südd . Ztg.

" aus Karlsruhe zu schreiben :
Herrn Köhler genügt also, wie es scheint, das Schulgesetz

noch nicht. Er will noch weiter „ aus der Reserve treten " .Denn : „Auch das Leben des jetzigen Reichskanzlers ist gefähr-
det ! " Beweise dafür hat der Herr Finanzmimster nicht ev-
bracht, obwohl es , wie er sich selbst sagen müßte, außerordentlich
verwegen ist, derartige , die Leidenschaften auspeitschende Äu¬
ßerungen in die Öffentlichkeit zu schleudern . Wenn nun
jenes „Volk", das Ende Juli und Anfang August zum Schuhe
der Republik „ aus der Reserve hervorgetreten ist und u. a.
den Major Scherer in Singen so bestialisch hinmordete, wenn
dieses „Volk" wiederum im Kampf gegen die „ Mörderbande"
unter dem Zeichen des Sowjetsterne - auf die Straße zieht, so
darf sich der Herr Minister nicht wundern . Denn : „Auch das
Leben des jetzigen Reichskanzlers ist gefährdet! " Herr

'
.Köhler

hat es ja selbst gesagt , und Herr Köhler, der sich <üs Minister
die Tragweite seiner Worte genau überlegt, mutz es wissen !
Also ! Das „Volk" wird sich wohl die furchtbare Enthüllung ,die der badische Finanzminister da gemacht hat, merken, und
im passenden Augenblick in seinem Sinne verwerten. (Südd .
Ztg . Nr . 394 v . 16 . Sept .)

Noch selten hat sich ein deutschnationales Blatt ärger bloß-:
gestellt, als es hier geschah Finanzminister Köhler wußte ft et.
lich sehr gut , was er sagte. Reichstagspräsident Loebe und
der Reichskanzler haben durch ihre Angaben einen Teil der,
Unterlagen für jene Äußerungen des badischen Finanzmini¬
sters bekannt gegeben. Aber deutschnationale Presseleuts
wissen es immer besser trotz Erzberger - und Rathenaumord
und trotz Scheidemannattentat I Und noch vor einigen Tagen
schrieb in demselben Blatt ein badischer Drutschnationaker, der
gern von deutschnationalen Qualitätskatholiken faselt, von der
„stereotyp gewordenen Phrase " , datz der Reichskanzler sein Le .
ben in den Dienst des Vaterlandes gestellt habe . Angesicht«
dessen , was alles schon geschehen ist, und forttvährend geschieht,
angesichts der neuen Enthüllungen im Reichstag kann man
bei solchen Äußerungen deutschnationakerBlätter nur von Kn .
lissen schreiben, hinter denen sich die Attentäterlausbuben leicht
verbergen können . Was mutz denn alles noch geschehen, bis
einmal diese anonym und offen hetzende deutschnationalr Presse
von ihrer Verblendung läßt und die Dinge so ansieht, wie fi«
wirklich sind ? Die führenden Männer im Staat , die die Ver¬
antwortung tragen , setzen ihr Leben aufs Spiel aus Vater,



chndrschem Pflichtbewußtsem und anomnhme Schreiber am
hchcren Tisch spotten über sie und decken dadurch das im Dun »
km schleichende Verbreche « ! Hier kann man in der Tat nur
-an AttentatSpolitikern und von solchen sprechen , die aus
Dummheit beztv . Verwendung c^ler parteipolitischem Fanatis -
MuS ihnen unbewußt Vorschub leisten. Vielleicht könnte man
gur richtigen Kennzeichnung aber auch noch etwas anderes
sagen.

Der deutschnationale ReuHtztagsabgcordnete Hergt , der im
HeichStag wieder einmal eine Rede voll deutschnationaler Ver.
Bhcobenheit hielt , hat sich nachdem Loebe seine Mitteilung von
terschärften Schutzmaßnahmen für das Leben des Reichskan̂ -
DrS gemacht hatte , in scharfer Form gegen die Attentatspol, .
Akt gewandt . Wann werden die Deutschmrtionalen begreifen ,
haß alle diese Verwahrungen , ob fie nun wie gewöhnlich nach .
Zer Tat , oder wie hier, nach den Enthüllungen erfolgen , keinen
Eindruck machen , solange rechtsrcünkale Blätter und Agitatoren
*ie führenden Männer in der Republik in der unsachlichsten
and gewissenlosesten Weise bekämpfen. Mit der Hetze, die in
Zen deutfchnationalen Reihen fortwährend anstatt der posiiti-
Zen Mitarbeit getrieben wird , schafft man keine andere Ge.
4mnmg als die, die in einem Teil der genannten Jugend
immer wieder zum Vorschein kommt.

Doliliscbe Neuigkeiten.
Frankreichund die englische Vepsrations -

Politik.
Die. Erklärung Bonar Laws über die Reparationspolitik wird

in Pariser Kreisen als unzweideutige Betonung der
Notwendigkeit weitgehender Mäßigung gegenüber Deutschland
oufgefaßt . Die Erklärungen über die Orientpolitik haben trotz
dir versprochenen Abberufung der englischen Truppen von
Tschanak enttäuscht, weil Bonar Law an einen von den Groß.
Mächten diktierten Frieden zu denken scheint , während Frank¬
reich einen aus türkisch-griechischen Verhandlungen hervor¬
gehenden Frieden unter Berücksichtigung der türkischen Siege
wünscht. Im übrigen glaubt man , daß die äußere Politik der
neuen Regierung sich nicht wesentlich von der Lloyd Georges
unterscheiden wird und daß vor den Mahlen wichtige Entschei¬
dungen des Kabinetts nicht zu erwarten sind.

Der »Temps " begrüßt die von Bonar Law angekündigte Wie¬
derherstellung der völligen Unabhängigkeit des Foreign Office,
weil die Orientkomplikationen nicht eingetreten wären , wenn
daö Sekretariat des Premierministers nicht mit diplomatischen
Befugnissen auSgestattet gewesen wäre . Während der Herr¬
schaft Lloyd Georges habe Frankreich immer den Eindruck ge-
habt , daß England systematisch Deutschland schone, um es even¬
tuell gegen Frankreich auSspielen zu können. Dieser Verdacht
sei mit der Ernennung Bonar Laws geschwunden . Das Blatt
wünscht , daß Bonar Law etwas klarer angebe, was er verstehe
»unter den gemeinsamen Bemühungen , von Deutschland alle
Zahlungen zu erlangen , die man vernünftigerweise von ihm
fordern könne" . Es wäre besser , wenn die Verbündeten sich
etwa auf folgender -Formel einigten : »Alle legitimen Mittel
pnzuwenden , natürlich mit der MügWchkeit gütlicher Verständi¬
gung , um von Deutschland so rasch und so umfangreich wie
möglich Zahlungen zu erlangen " .

Der englische Mitarbeiter der Wochenschrift L 'Europe Novell «
rät den Franzosen , sich nicht voreilig über den Rücktritt Lloyd
Georges zu freuen . Der Herausgeber Millet bemerkt dazu ,
Lloyd Georges Rücktritt sei trotz seiner unleugbaren Verdienste
um die Entente und Frankreich notwendig gewesen, weil er sich
zu sehr als der Premierminister Europas gefühlt habe. Sein
Hauptirrtum war, daß er Freunde und Gegner aus der Kriegs-
geit zu einem europäischen Pakt zusammenbrigen und die alten
Bündnisse aufheben wollte Der beste Weg zur Wiederannähe¬
rung und Versöhnung führe aber über die regionalen Pakte,
die später zu einem großen Pakt vereinigt werden könnten,
dem dann auch Deutschland und Rußland beitreten könnten.
Niemand erwarte von der englischen Regierung , daß sie an
einer aggressiven Politik gegen Deutschland teilnehme. Man
wünschte nur , daß fie die bestehenden Bündnisse nicht aufheben ,
sondern im Gegenteil vertiefen und zwar möglichst durch Ver¬
wirklichung eines franzöfisch-englischön Paktes .

Die französische Presse fährt fort , den ersten Programm¬
erklärungen Bonar Laws gegenüber große Zurückhaltung zu
beobachten . Nur wenige Blätten kommentieren diese Erklärun¬
gen. Die rechtsrepublikanische „Journee industrielle" schließt
daraus , daß England entschlossen ist. sich mehr und mehr aus
feine eigene Angelegenheiten zurückzuziehen und jede neue
äußere Bindung zu vermeiden . Da Matt stellt fest, daß Bonar
Law die Reparationsfrage von dem gleichen Standpunkt aus
beurteilt wie Lloyd George und bemerkt hierzu , Frankreich
würde auch von der neuen englischen Regierung nicht das Wun¬
der erleben, das seinen finanzpolitischen Schwierigkeiten ein
Ende machen könne .

Belagerungszustand in Italien .
Aus Genfer Meldungen geht hervor , daß über ganz Italien

der Belagerungszustand verhängt wurde und die öffentliche
Gewalt auf die Militärbehörde übergegangen ist. Die noch im
Amte befindlich « Regierung dr Facta hat ein Manifest erlassen,
in welchen sie erklärt , den Kampf mit dem Faszismus ausneh¬
men zu wollen . In über die Verhältnisse in Italien gut unter¬
richteten Kreisen zweifelt man jedoch durchaus an der Möglich¬
keit eines Erfolges . Mjan glaubt nicht, daß größere Telle der
Armee überhaupt einen ernsthaften Widerspruch gegen den
Faszismus unternehmen werden.

Nach Mailänder privaten Meldungen ist man dort über¬
zeugt, daß die Faszisten nicht mehr mit den anderen Parteien
verhandeln wollen, sondern darauf bestehen- werden , dich der
König ihrem Führer Mussolini die Kabinettsbiloung überträgt .
Die Faszisten erklären , in Neapel diese Forderung nur deshalb
nicht behandelt zu haben , west sie damals über die Stimmung
in Süditalir » ihnen gegenüber nicht unterrichtet waren . Jetzt
aber sind sie sicher, tm ganzen Laubs Unterstützung zu finden.
Der FasziSprus ist also, so scheint es , entschlossen , ohne jede-
Verbindung mit andereit Parteien die Nachfolgeschaft de Factas
anzutreten , in der Überzeugung, daß er damit oem Lande große
Verdienste erweist.

Auch in parlamentarischen - Kreisen sei man einer Fasziften-
regierung gar nicht mehr abgeneigt . Die Armee, die bisher dem
FakismuS teilweise feindlich gegenüberstand , west er republika¬
nischen Tendenzen huldigt, ist durch die Erklärung Mussolinis
in Neapel vollständig beruhigt worden . Obwohl die Meldung,
de Facta habe selbch Musolini nach Mailand telegraphiert uiid
ihn nach Rom gebe ten , dementiert wiro , halten sie die Mail .
Matter gleichwohl aufrecht. Zwar meldet eine röm . HcwaSde -
pesche noch die Berufung GiolittiS zum König, doch scheint in
Italien niemand mehr an die Möglichkeit eines nichtfasziftischen
Ministeriums zu glauben .

Die auS Italien vorliegenden Melsungen machen sännt ich
den Eindruck, bereits unter faszistischem Einfluß entstanden Ait
fein. In einer Meldung - die noch vor der Demission des ® >

nisteriums abgegangen , ist, heißt es , daß die Faszisten die Mach«
erobern zu können glauben , ohne' daß ' eh twtig wäre / ihre mi.
fitärischen Organisationen in Bewegung zu setzen, d. h. also,
daß sie eventuell auch dazu entschlossen gewesen wären . Das
genügt , um den revolutionären Charakter der Bewegung zu
zeigen, und eS ist nur noch die Frage , ob sich irgendwo ernsb
haster Widerstand findet oder ob das ganze Land sich bedin- .
gungslos der Diktatur der Faszisten beugen wird .

Line Proklamation des italienischen
Ministerrsts .

Der italienische Miniftrrrat hat folgende Proklamati »« er¬
lassen, die von Facta und Schanzer unterzeichnet ist :

Die aufrührerischen Knndgeungen iu mehreren Provinzen
Italiens find zu dem Zwecke ungeordnet worden, das normale
Funktionieren der Staatsgewalt zu hindern ; fie sind geeignet,
das Wand in die größte Unruhe zu stürzen . So lange es ihr
möglich war . hat die Regierung alle Mittel der Versöhnlichkeit
erschöpft in der Hoffnung , die Eintracht zu erhalten und die
richtige Lösung der Kreis« zu gewährleisten . Ansichts der Ber .
f«che zum « ufruhr hat die Regierung , die sich in Demission
befindet, die Pflicht, mit allen Mitteln und um welchen Preis
«s> auch immer sei, für Aufrechterhaltung ver Ruhe und den
Schutz der verfassungsmäßigen Einrichtungen zu sorgen, in
der Erwartung , daß die Bürger die Ruhe bewahren und Ver¬
trauen in die durchgeführten Sicherheitsmaßnahmen haben.

Es lebe Italien ! Es lebe der Köirig !
lgez . ) : Facta . Schanzer .

Marsch der Kaszisten auk Vom.
Der faszistische Anmarsch auf Rom ist in vollem Gange . Aus

allen Orten Italiens ziehen die Faszisten in voller Kriegsaus¬
rüstung mit allen ihnen zu Gebote stehenden Verkehrsmitteln
nach der Hauptstadt . Ans Florenz und anderen toskanischen
Städten sind viele Tausende von Faszisten auf Lastwagen und
Sonderzügen unterwegs riach Rom. In Empoli stehen 4000
Faszisten marschbereit und 500 sind schon abgegangen .

' Aus
Florenz sind zwei Sonderzüge mit Faszisten nach Rom abge-
gangen . Die Züge werden von faszistischem Personal geführt .
Auch die nationalistische Partei Italiens hat die allgemeine Mo¬
bilmachung ihrer Miliz , der sogenannten »Sempre pronti "
beschlossen, die in den Provinzen Pisa , Lucca und Livorno be¬
reits vollzogen wurde . Diese wollen ebenfalls die Bildung
einer nationalistischen Regierung erzwingen.

*

In einem Tagesbefehl wenden sich die Anführer der Faszi¬
sten an die Offiziere und Soldaten des Heeres , die sie auffor¬
dern, für den Faszismus Partei zu ergreifen . Sie heben her¬
vor , ihre Bewegung richte sich nicht gegen Italien und die Ddo -
narchie. Ihr Wunsch sei, daß Viktor Emanuel III . der wahre
König von Italien bleibe und nicht auf die Ratschläge eingehe,
die die jetzigen Minister ihm unterbreiten .

Der fai - ' ^ che Oberkourmandant hat sein Hauptquartier in
Perugia in Umbrien aufgeschlagen, wo sich auch der General¬
sekretär Bianchi aufhält . Sie begaben sich zum Präfekten und
verlangten die Abtretung der Gebäude an das Fäszistenkom-
mando. Der Präfekt gab nach kurzem Widerstande nach. 3000
Faszisten sind in Perugia eingezogen und haben die wichtigsten
Punkte der Stadt besetzt. Die Faszisten -Kommandanten gaben
den Karabinieri und den Polizeitruppen Befehl, sich in die
Kasernen zurückzuziehen. In Erwartung des faszistischen
Staatsstreiches haben die Behörden in Genua , Mailand und
Florenz sowie in Triest die Staatsgebäude , besonders Post und
Telegraphie , militärisch besetzen lassen .

*

Die telephonischen Verbindungen zwischen der Schweiz und
Italien sind feit vorgestern nachmittag unterbrochen.

Deutschnationaler Parteitag .
Auf dem deutschnationalen Parteitag in Görlitz wurde eir«

Resolution angenommen , die -vom Reiche, den Ländern und den
Parlamenten stärkere Schutzmaßnahmen zugunsten des gewerb¬
lichen und kaufmännischen Mittelstandes fordert , dessen Schutz
in der Reichsverfaffung feierlich verbrieft sei . Die Resolution
richtet sich weiter gegen eine etiva beabsichtigte Wiedereinfüh¬
rung der Zwangswirtschaft . Angenommen wurde ferner eine
Resolution , wonach -die Bildung einer großen Rechten das Ziel
der Partei bleibt. Ms dahin müssen der vereinigten Sozial¬
demokratie gegenüber ein Zusammenschluß- aller bürgerlichen
Elemente das Gleichgewicht bilden . An der Wiederaufrichtung
des Vaterlandes mitzuarbeiten , fei die Partei auch auf dem
Boden der gegenwärtigen Staatsform allzeit bereit .

Ikurze polit. Nachrichten.
Abschied deS Grafen Brockdorff -Rantzau . Reichskanzler Dr .

Wirth gab zu Ehren des als Botschafter nach Moskau gehenden
ftüheren Außenministers Grafen Brockdorff -Rantzau ein Früh¬
stück, an dem auch der Volkskommissar Kraffin teilnähm . Graf
Brockdorff -Rantzau war Gast der russischen Botschaft, wo der
Botschafter Krcstinski zu Ehren des deutschen Botschafters ein
Frühstück gab. Gestern trat der neue deutsche -Botschafter in
Moskau seine Reise an . Die nächsten Aufgaben , die Graf
Brockdorff -Rantzau in Moskau erwachsen, sind Ausdehnung deS
Rapaüo - Bertrags auf die übrigen Sowjetrepubliken , ferner die
Ausdehnung von Handels - und Konsularverträgen mit Sow¬
jet-Rußland , für welche die Vorarbeiten vorliegen . Samstag
vormittag wurde Graf Brockdorff-Rantzau vom Reichspräsiden¬
ten empfangen.

Badische Übersicht.
Sozialdemokratischer Parteitag .

Im Dreikönigssaal zu Offenbnrg wurde am Samstag nach¬
mittag der Parteitag der badischen Sozialdemokratie eröffnet .

Fm Geschäfts- und Kassenbericht weist Herr Hahn eingangs
auf die schwierigen Zeitverhälniffe und auf den Gemeindewahl¬
kampf hin, der bedorsteht. Ein reiches Matz von Arbeit liegt
in den dem Bericht — er ist bereits in der Presse veröffent¬
licht — zugrundeliegenden zwei Geschäftsjahren vor uns .
Wenn nicht überall befriedigende Resultate erzielt wurden , so
trifft die Partei keine Schuld. Die Befestigung der Republik
wird wie bisher auch fernerhin unsere Hauptaufgabe sein . Wir
haben politisch viel erreicht ; leider wird es nicht genügend ge¬
würdigt . Wir empfinden voll und ganz das große Elend , in
dem sich heute unser Volk befindet . Bei unserer harten Lag«
müssen wir immer wieder an den verlorenen , bis zum Weiß¬
bluten geführten Krieg denken, der uns die heutige Situation
brachte. Wir können nicht von heute auf morgen wieder gut
machen , was das alte Regime kaput gemacht hat . Vor allem
müssen wir jedoch daran denken , ums wir alles im Kriege über
uns ergehen lassen mußten

Die äußerste Rechte und die äußerste Linke spekulieren auf
die Vergeßlichkeit und Dummheit des . Volkes . Zu den Folgen
des Krieges kommt die zerrüttende Wirkung des Versailler Dik¬
tats . Die heutige Regierung ist nichts anderes , als der K»n-
InrSverwalter der Hohenzollernschen Erbschaft. Die Reaktion
kann die Verantwortung für das heutige Elend nicht ablehnen .
Bei allem Elend der wirtschaftlichen Lage hat das Heu " - -
Deutschland doch garße soziale Leistungen autzuweisen . ^ _
zeichnend für die politische Situation ist die enge Verbindung
von Kommunisten und deutschnationaler Reaktion . Trotz der
furchtbaren wirtschaftlichen Lage dürfen wir ten Kopf nicht
hängen lassen. Ünserer Taktik müssen wir eine starke Beweg¬
lichkeit sichern , denn die politische Konstellation wechselt ständig.

Bericht der Landtagsfraktion .
Abg. Marum -Karlsruhe gibt zunächst ein Bild des Ausfalles

der Landtagswahlen . Erfreulicherweise ist es gelungen , die Re¬
gierungsbildung ohne Schwierigkeiten zu vollziehen. Das Pro -
nunziamento des Landbundes war erfolglos . Der Landbund
ist darauf angewiesen, von seinem Parteisekretär Herrn .Füller
sich die Informationen zu holen. Die deutsche Bolkspartei hatte
vor den Wahlen große Rosinen im - Kopfe . Sie wäre auch in die
Regierung gegangen . In ihrer natürlichen Bescheidenheit
wollte sie einen Minister haben. Daraus wurde jedoch selbst¬
verständlich nichts. Wir können bei der Zusammensetzung des
Landtags keine sozialistische Politik treiben . Wir müssen uns
bemühen , eine demokratische und soziale Politik ln Baden durch -
zusetzen . Und in dieser Hinsicht haben wir mannigfache Er¬
folge zu verzeichnen.

Von starker Wirkung auf unsere Tätigkeit und vor allem
, auf das Budget ist die Geldentwertung . Trotzdem steht der ba¬
dische Staat auf gesunden, finanziellen Füßen . Das Defizit
von zwei Milliarden braucht uns deshalb nicht zu beunruhigen .
Es inuß uns jedoch mahnen , in den Staatsausgaben die größt¬
möglichste Sparsamkeit walten zu lassen. Wir müssen dabei
aber sehen , die Ausgaben für kulturelle Zwecke auch weiterhin
aufrecht erhalten zu können. Die Ausgaben des Staates für
die Beamten verschlingen große Summen , ohne daß dabei die
Beamten aber irgend wie Millionäre werden. Jedem Beamten ,
auch dem unteren , muß das Existenzminimum gewährt werden.
Wir müssen uns aber auch an den Gedanken gewöhnen, daß
wir fähige obere Beamte nur dann erhalten , wenn wir sie ent¬
sprechend bezahlen . Dies gilt besonders, wenn wir sozialisieren
wollen. Wir können nicht mit der Pritvatindustrie konkurrie¬
ren ; aber einigermaßen muß die Beamtenbezahlung doch den
Verhältnissen entsprechen .

Was die Wirtschaft betrifft , so muß eine Bewirtschaftung
für die Gegenstände des täglichen Lebens eingeführt werden.
Dies gilt vor allem für die Nahrungs - und Gebrauchsartikel ,
bei denen verhindert -werden muß , daß fie ins Ausland verscho¬
ben werden. Bedeutungsvoll für uns ist die Wohnungsfrage »
der größte Aufmerksamkeit zu schenken ist. In der Schule
müssen wir die Erziehung im Geiste der Republik verlangen .
Die Gemeinschaftsschule ist für uns Regelschule , wie es die
Reichsverfassung vorschreibt. Damit muß sich auch das Zen¬
trum abfinden . Die Simultanschule muß in Baden erhalten
und ausgebaut werden. Wer die Axt an die Simultanschule
legt, hat den schärfsten Kampf zu erwarten . Dies mag sich daS
Zentrum merken. Aus der Schule müssen alle Lehrer entfernt
werden, die durch ihre Arbeit in der Schule die Republik be¬
wußt befehden. Die katholischen Elternvereinigungen müssen
mit wachsamem Auge verfolgt werden . Nicht nur in sozialisti¬
schen Kreisen, sondern auch in bürgerlichen Kreisen wird- die
Aufrechterhaltung der Simultanschule als unverrückbare Schul¬
art in Baden gefordert .

Die kapitalistischen Vorwürfe gegen die wirtschaftlichen Un»
tcrnehin -uirgen des Staates sind unbegründet . Nur müssen
sie in richtigem Rahmen betrieben werden. Dies sehen wir am
Babenweck. Die Kanaluntrrnehmungen schreiten vorwärts .
Mit den Kalibohrungen in Buggingen hat der Staat ein großes
Unternehmen in Angriff genommen , wobei der Staat sich sei»
Er " Einfluß gesichert hat . Der Staat kann sich nicht auf die
Verwaltungstätigkeit beschränken , er muß ins Wirtschaftsleben
eindringen , wie dies in Baden mit gutem Eüfolg geschieht . Die
Regierung konnte sich bei ihren politischen Handlungen auf
starke Mehrheiten stützen , wobei sich zu den Regierungsparteien
die deutsche Volkspartei , in einem" späteren Falle auch der
Landbund gesellte . Wichtig ist bei der Beteiligung der Sozial¬
demokratie an der Regierung auch der Einfluß der Regierung
auf den Reichsrat .

Dem ausscheidenden Staatspräsiventen Hummel gebührt
Dank für seine Tätigkeit . Wir wünschen , daß der kommende
Unterrichtsminister außerordentliche Eueren und Krvjft besitzen
möge, um die nötigen Alpsgaben durchzusühren. Demnächst steht
uns auch die Wahl des Staatspräsidenten bevor. Es bestes
für uns kein Anlaß , au deni bisherigen Gebrauch , das Amt
des Staatspräsidenten alljährlich im Turnus wechseln zu lassen»
zu rütteln . Dies ist die Auffassung beß Parteiausschusses und
auch der Fraktion .

Das Schwergeivicht des Landtags verlegt sich immer inchr
in die Kommissivnen. Die vielen Reden im Landtag erübrigen
sich. Von einzelnen Fällen abgesehen, ist «$ nicht mehr rot -
wendig, das Parlanient als Llgitationstribünc zu benützen. Das
praktische Handeln steht im Vordergrund des parlamentarischen
Lebens Die Täugkeit der Fraktion befand sich im allgemeinen
in Übereinstiiitiiinng mit deii Wünsche » der Parteigenossen .
Wir hoffen, daß unsere Arbeit zum besten ausschlägt.

Zusammeiifaffcn-d wuroeil folgeiroe Entschließungen einstim.
mig angenommen :

Die Teuerung .
Di « fortwährende Bersästechterung unserer Wirtschaftslage ,

hervorgerufen durch die immer stärkere Entwertung der Diark,
verlangt gebieterisch -sofortiges schärftcs Eingreifen der Reichs »
und Landesregierungen , sollen nicht große Teile des Volkes der
daucrndcnBerelendung anheimfallen . Der badische Partei¬
tag verlangt deshalb voi« Reichs- und Landtagsfraktion und
von den in der badischen und Reichsregierung sitzenden Par¬
teigenossen, daß sie mit ihrer ganzen Energie die gegenwärtig
zur Stützung der Mark unternonimene Aktion weitertreiben .

Bon der badischen Regierung verlangt der Partei ; ag die un¬
verzügliche Bereitstellung aller nur verfügbaren Mittel , um
wenigstens die größte Not mildern zu können. Außerdem for-
derl der Parteitag Reichstags? und Landtagsfraktion auf , dafür
zu sorge », daß endlich die schon längst versprochenen Maßnah .
men zur Durchführung einer planmäßige « rationellen Wirt ,
schaft in die Tat umgesetzt tverden.

Die landwirtschaftliche Produktion ist mit allen zu Gebote
stehenden Mitteln zu steigern, sowohl durch Urbarmachung und
Verbesserung des für die Bebauung in Frage kommenden Bo¬
dens, als auch durch rationellste Wirtschaftsführung . Der
Zwischenhandel sst in größtmöglichstem Maße auszuschaltem
und gegen Wucher und Schiebergeschäfte ist -mit der ganzen
Strenge des Gesetzes einzuschreiten. Ebenso scharf wie dm
Wucher mit landwirtschaftlichen Produkten ist auch der Preis¬
treiberei von Industrie und Handel entgegenzutreten durch
Brechung der Macht der Syndikate auf dem Gebiete der Pre »S-
politik.

Um die Ernährung des deutschen Volkes sicher zu stellen,
fordert der Parteitag ein vollstSndigr« Berbot der « rrwendnns
von Getrdide und Kartoffeln zur Herstellung von Bier ünH
Branntwein .
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